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	Glossar:

Schulische Bildung von Schülerinnen und Schülern mit einem Anspruch auf ein sonderpädagogisches Bildungsangebot


 aktuelle Bezeichnungen und Begriffe, 
vgl. 
Allgemeine Schulen
Grundschulen, Hauptschulen, Werkrealschulen, Realschulen, Gemeinschaftsschulen

Allgemeinbildende Schule
Grundschulen, Hauptschulen, Werkrealschulen, Gemeinschaftsschulen, Realschulen, Gymnasien, Sonderpädagogische Bildungs- und Beratungszentren (SBBZ), Berufliche Schulen

Inklu-Formular: Elternwunsch Inklusion ‚Anspruch auf ein sonderpädagogisches Bildungsangebot‘

Mit dem Inklu-Formular teilen die Erziehungsberechtigten dem Staatlichen Schulamt den Wunsch nach inklusiver Beschulung mit und setzen damit weitere Verfahrensschritte in Gang. Bei Kindern, deren Anspruch auf ein sonderpädagogisches Bildungsangebot noch nicht festgestellt wurde, löst das eingereichte Formular auch die Überprüfung des zukünftigen Bildungsangebotes durch eine vom Staatlichen Schulamt beauftragte Sonderschullehrkraft aus. 

Gleichzeitig werden mögliche Kosten- und Leistungsträger, sowie etwaige Schulträger über die Einreichung des Formulars informiert.

Das Inklu-Formular wird von den Eltern gemeinsam mit der zuständigen allgemeinen Schule gestellt und von der Schule an das Staatliche Schulamt weitergeleitet.

Formulare sind unter http://www.schulamt-karlsruhe.de/,Lde/Formulare abrufbar.

Inklu-Formular ‚Übergang‘
Mit dem Inklu-Formular ,Übergang‘ zeigen die Eltern folgende Übergänge an:  

· Übergang von einem Sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungszentrum (SBBZ) in ein inklusives Bildungsangebot

· Übergang aus einem inklusiven Bildungsangebot in ein neues inklusives Bildungs-angebot

· Übergang aus einem Bildungsangebot GS/ WRS/ RS in ein inklusives Bildungsangebot 

Das Formular wird von den Eltern gemeinsam mit der bisher besuchten Schule ausgefüllt und an das Staatliche Schulamt weitergeleitet.

Formulare sind unter http://www.schulamt-karlsruhe.de/,Lde/Formulare erhältlich.

Bildungswegekonferenz

Zur Installierung eines neuen inklusiven Bildungsangebots erfolgt in der Regel eine Bildungswegekonferenz unter Leitung des Staatlichen Schulamtes. Eingeladen sind Eltern, Vertreterinnen und Vertreter der allgemeinen Schule sowie die begutachtende Sonderschullehrkraft, Vertreterinnen und Vertreter des Schulträgers und weitere Kosten- und Leistungsträger. Die Beratung der Erziehungsberechtigten erfolgt hierbei auf Grundlage einer raumschafts- und gruppenbezogenen Schulangebotsplanung, die mit den von der Erfüllung des Anspruchs berührten Schulen, Schulträgern und Leistungs- und Kostenträgern abgestimmt ist. 

Die Erziehungsberechtigten erhalten ein Angebotstableau möglicher Lernorte. Nach der Bildungswegekonferenz teilen die Erziehungsberechtigten dem Staatlichen Schulamt ihre Entscheidung mit. Daraufhin erfolgt der Bescheid zur Feststellung des Anspruchs auf ein sonderpädagogisches Bildungsangebot und die Mitteilung über den Lernort. 

Berufswegekonferenz

Im letzten Schuljahr vor dem Übergang des Kindes auf eine berufliche Schule findet eine Berufswegekonferenz statt. In dieser Konferenz sollen gemeinsam mit der/dem jeweiligen Schüler/in, den Erziehungsberechtigen, den berührten Schulen (abgebende allgemeine bzw. eventuell aufnehmende Berufsschule) sowie notwendigen Leistungs- und Kostenträgern ein geeigneter Bildungsweg und –ort festgelegt werden.

Formular: Aktueller Entwicklungsbericht: Schüler/ Schülerin mit Anspruch auf ein sonderpädagogisches Bildungsangebot

Wenn Erziehungsberechtigte von Kindern mit einem festgestellten Anspruch auf ein sonderpädagogisches Bildungsangebot die Änderung des Lernortes wünschen, erstellen die zuständigen Schulen (z.B. die besuchte allg. Schule und das Sonderpädagogische Bildungs- und Beratungszentrum) einen aktuellen Entwicklungsbericht. Dieser zeigt den momentanen Entwicklungsstand des Kindes oder Jugendlichen auf.

Ein Wechsel des Lernortes erfolgt meist aufgrund des Übergangs z.B. in die Sekundarstufe. Nach Eingang des aktuellen Entwicklungsberichtes entscheidet das Staatliche Schulamt auf der Grundlage des vorliegenden Berichtes individuell über das weitere Vorgehen.

Kooperative Organisationsformen

Kooperative Organisationsformen (bisherige Bezeichnung: Außenklasse) sind schulorganisatorische Maßnahmen eines Sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungszentrums an einer allg. Schule. Das Konzept zur Zusammenarbeit der Schülerinnen und Schüler des Sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungszentrums mit den Schülerinnen und Schülern der allg. Schule wird von beiden zuständigen Schulen festgelegt.

Kooperationsvereinbarung

Die allgemeine Schule und das kooperierende Sonderpädagogische Bildungs- und Beratungszentrum erstellen für die Schülerinnen und Schüler, die in gemeinsamer Verantwortung unterrichtet werden, eine Kooperationsvereinbarung. Diese wird als Kopie an die Mitarbeiter Inklusion beim Staatlichen Schulamt weitergeleitet.

Kostenträger

Erziehungsberechtigte von Kindern und Jugendlichen mit einem Anspruch auf ein sonderpädagogisches Bildungsangebot können je nach Behinderung und dem sich daraus ergebenden Unterstützungsbedarf unterschiedliche Assistenzleistungen beantragen. Diese werden über die Sozial- und Jugendbehörden der Stadt Karlsruhe und des Landkreises Karlsruhe nach fachpädagogischer Begutachtung beschieden.

· Eingliederungshilfe nach § 54 SGB XII für Kinder und Jugendliche mit Behinderung oder für Kinder und Jugendliche, die von Behinderung bedroht sind. Der entsprechende Antrag ist an die Abteilung Eingliederungshilfe der Sozialbehörden von Stadt- oder Landkreis zu stellen.

· Eingliederungshilfe nach § 35a SGB VIII für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche. Der entsprechende Antrag ist an die Jugendämter des Stadt- oder Landkreises zu stellen.

Sonderpädagogisches Bildungs- und Beratungszentrum (SBBZ)

Sonderpädagogische Bildungs- und Beratungszentren (SBBZ) bieten Schülerinnen und Schülern mit festgestelltem Anspruch auf ein sonderpädagogisches Bildungsangebot ein auf die jeweils individuellen Bedürfnisse zugeschnittenes Förderangebot.

http://www.schule-bw.de/schularten/sonderschulen/sonderschultypen
Schulträger

Schulträger öffentlicher Schulen im Schulamtsbezirk Karlsruhe sind die Städte und Gemeinden sowie der Landkreis. Diese finanzieren die räumlichen und sächlichen Kosten des Schulbetriebs. 

Die Schülerbeförderung wird nach Anspruch vom Schulträger finanziert. Schülerbeförderungsrichtlinien des Landkreises Karlsruhe:  https://www.landkreis-karlsruhe.de/media/custom/1076_284_1.PDF?1344391863
Umsetzungsformen inklusiver Bildungsangebote

Inklusion ist die Aufgabe aller Schulen, d.h. inklusive Bildungsangebote können an allen Schulen und Schularten eingerichtet werden und sind in der Regel gruppenbezogen. 

Kinder und Jugendliche mit und ohne Anspruch auf ein sonderpädagogisches Bildungsangebot besuchen dieselbe allgemeine Schule bzw. Klasse. Lehrkräfte des Sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungszentrums unterstützen und beraten die allgemeine Schule in unterschiedlichen Formen. 

Schülerinnen und Schüler sind in der Verantwortung der allgemeinen Schule.

Zielgleicher Unterricht
Alle Schülerinnen und Schüler einer Klasse werden nach demselben Bildungsplan unterrichtet. 

Zieldifferenter Unterricht
Kinder und Jugendliche mit einem Anspruch auf ein sonderpädagogisches Bildungsangebot erhalten Lern- und Förderangebote nach dem Bildungsplan des jeweiligen Förderschwerpunktes (z. B. Förderschwerpunkt Lernen, Förderschwerpunkt geistige Entwicklung, …). Idealerweise lernen die Schülerinnen und Schüler am gemeinsamen Bildungsgegenstand auf unterschiedlichen Niveaustufen.

Feststellung des Anspruchs auf ein sonderpädagogisches Bildungsangebot                      (SBA-VO)
Auf Antrag der Erziehungsberechtigten (SBA-VO § 4) oder auf Antrag der allgemeinen Schule (SBA-VO § 5) kann es zu einem (erstmaligen) Feststellungsverfahren kommen.

Bei Einleitung eines solchen Verfahrens wird von einer damit beauftragten Lehrkraft eine Begutachtung des Kindes durchgeführt (pädagogisch-psychologische Prüfung; Schul-leistungsprüfung). Die Schulaufsichtsbehörde stellt auf der Grundlage dieser unabhängigen Begutachtung einen Anspruch auf ein sonderpädagogisches Bildungs- und Beratungs-angebot im Sinne eines jeweiligen SBBZ fest und teilt dies den Erziehungsberechtigten mit.
Wahlrecht der Erziehungsberechtigten

(SBA-VO)
Die Erziehungsberechtigten haben nach der Feststellung eines Anspruchs auf ein sonder-pädagogisches Bildungsangebot in der Primarstufe sowie der Sekundarstufe I das Wahl-recht, wo dieser Anspruch eingelöst wird. Sie können wählen zwischen einer Beschulung an einem zuständigen SBBZ oder einem möglichen inklusiven Bildungsangebot an der all-gemeinen Schule. 

Hinweis:

Das Wahlrecht bedeutet nicht, dass der Anspruch an einer ganz bestimmten allgemeinen Schule verwirklicht werden kann.
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